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Besorgniserregende Aussagen betreffend die geplanten Cannabisversuche 
Sehr geehrter Frau Teuscher
Mitglieder der Schweizerischen Vereinigung Eltern gegen Drogen verfolgen mit grosser Besorgnis die Entwicklung der Drogenpolitik in der Schweiz, insbesondere die schrittweisen Legalisierungstendenzen von Cannabis.
Dass Sie sich, als Vorsteherin der Direktion für Bildung, Soziales und Sport, also der wichtigsten Einflussbereiche auf das Wohlergehen unserer Kinder und Jugendlichen, so vehement für eine Legalisierung des Kiffens einsetzen, erschreckt uns.
Eigentlich sollten Sie sich in Ihrer Funktion für eine Nachahmung erfolgreicher Präventionsprogramme wie dasjenige von Island engagieren. Es basiert auf Massnahmen, in welchen die Schulen, Eltern und die Anbieter/-innen von Freizeitangeboten eingebunden sind. Die Lebensqualität von allen Beteiligten hat sich in diesen 20 Jahren, in welchen das Programm gelebt wird, massiv erhöht. Hier einige Zahlen betreffend den Suchtmittelkonsum von 15- und 16- Jährigen vor 20 Jahren und heute: Alkohol 48%, heute 5%; Cannabisrauchende 17%, heute 7%; Zigarettenrauchende 23%, heute 3%! Das ist eine nachhaltige Drogenpolitik! Wenn man das Präventionsprogramm studiert, sieht man, dass Sie es in Ihrer Direktion in der Hand hätten, dieses auch in der Stadt Bern umzusetzen. 
Als höchste Volksvertreterin in der Stadt Bern erwarten wir von Ihnen, dass Sie die deutlichen Abstimmungsergebnisse der Schweizer Bevölkerung zur Droleg-Initiative (74% Nein-Stimmen) und zur Cannabisinitiative (63% Nein- Stimmen) respektieren. Denn die Bevölkerung hat diese klaren Entscheidungen zu einem Verbot des Anbaus, Handels und Konsums (Kiffen) aus Betroffenheit gefällt.
Durch die Veröffentlichungen verschiedenster Studien über negative Auswirkungen des Kiffens auf die Hirnfunktionen und das Lernen (längere Reaktionszeiten, eingeschränkte Merkfähigkeit, gestörtes Kurzzeitgedächtnis, Konzentrationsschwäche, Zustände von Desorientiertheit, Verwirrtheit, Angst, Panik, Depressionen, Psychosen, Schizophrenien, Aggressionen und Gewalt) und die eigenen Erfahrungen vieler Bürger/-innen, konnte zum Glück in den letzten Jahren eher ein Trend gegen die Freigabe des Drogenhanfs beobachtet werden. 

Immer deutlicher zeigten sich die Folgen des Cannabiskonsums bei Schulversagen, Lehrabbrüchen, Arbeitslosigkeit und jungen IV-Rentnern. 
Doch in den letzten Monaten überrollt eine von den meisten Medien inszenierte «Propagandawalze» die Schweiz, und die bekannten Ideologen der 90er Jahre versuchen, mit denselben Argumenten zu ihrem Ziel einer Drogenlegalisierung zu kommen. Wenn die medizinische Begründung nicht zum Ziel führen kann, dass jeder zu seinem Joint kommt, wird das Regulieren zum «Zauberwort». Oder wird wie in Bern auf der «Schiene» von Versuchen ein anderer Weg gesucht.

Dass das BAG solche Versuche nicht gutheissen kann, war für alle, welche das BtmG und das von der Schweiz ratifizierte UNO-Abkommen kennen, eine klare Sache.
Dass die Menschenversuche mit 12%-igem Drogenhanf hätten durchgeführt werden sollen und den Teilnehmenden sogar der Führerschein belassen worden wäre, zeigt eine gravierende Unkenntnis betreffend die Auswirkungen des Tetrahydrocannabinols auf das Gehirn und die Psyche des Menschen. Dies wäre eine Gefährdung der Sicherheit und Unversehrtheit der Mitmenschen.
Zur Erinnerung: In den 68er Jahren wurden Joints mit 1-3%igem Rauschgiftgehalt (THC) geraucht. Schon davon hatten die Kiffer einen Flash.

Aus verschiedenen Berichten über Länder wie Colorado, welche aufzeigen, dass die Cannabislegalisierung verheerende Folgen – wie mehr Unfälle, mehr Spitaleinweisungen, mehr Kriminalität – haben kann, müssten auch Sie Konsequenzen für die Berner Drogenpolitik ziehen. 
Was wären das für unhaltbare Widersprüche, wenn das BAG und der Bundesrat gegen das Rauchen von Zigaretten Millionen von Steuergeldern für Plakat und andere Kampagnen ausgeben und gleichzeitig das Kiffen zu Versuchszwecken unterstützen würde? Wie glaubwürdig wäre Ihre Gesundheitspolitik, aber auch diejenige der Apotheken, welche ein solch gefährliches Rauschmittel verkaufen würden? Dürfte der Polizei eine solche Situation zugemutet werden?
Da wir alle ehrenamtlich in unserer Freizeit für die Schweizerische Vereinigung Eltern gegen Drogen tätig sind, fällt uns auch hier auf: Geld regiert die Welt! Mit den Steuern aus dem Drogenverkauf soll der Staatshaushalt verbessert werden! 

Dies ist für uns ein verwerfliches Argument, denn jedes Menschenleben ist wichtig und jeder Mensch hat nicht ein Recht auf Sucht, sondern insbesondere Kinder und Jugendliche haben ein Recht “auf besonderen Schutz ihrer Unversehrtheit und Förderung ihrer Entwicklung“ (Bundesverfassung).
Wir danken Ihnen zum Voraus für eine Berücksichtigung unserer Anliegen und freuen uns auf Ihre Rückmeldung. 
Freundliche Grüsse, 

Sabina Geissbühler-Strupler
Präsidentin der Schweizerischen Vereinigung „Eltern gegen Drogen“
